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Erfahrungen aus der Praxis

Unterhaltsentscheidung 
i m Vaterschaftsfeststel I u ngsverfa hren

Nach § 11 Abs. 2 Satz 2 ZPO ist es möglich, in einer Klage 
mehrere Ansprüche geltend zu machen. Davon wird in 
der Regel Gebrauch gemacht, wenn die Vaterschaft für ein 
außerhalb der Ehe geborenes Kind festgestellt und sein 
Unterhaltsanspruch durchgesetzt werden soll. In diesen 
Fällen ist einerseits die rechtskräftige Feststellung der 
Vaterschaft Voraussetzung für die Geltendmachung des 
Anspruchs1, andererseits kann aber die mit dem Ende des 
Geburtsjahres beginnende Frist des § 108 FGB für die Ver­
jährung des Unterhaltsanspruchs (4 Jahre) gemäß § 477 
Abs. 1 Ziff. 2 ZGB nur durch seine gerichtliche Geltend­
machung gehemmt werden. Bei einem Teil dieser Verfah­
ren liegt zwischen der Geburt des Kindes und der Ent­
scheidung ein größerer Zeitraum, weil diese Klagen oft 
erst längere Zeit nach der Geburt erhoben werden, da zu­
nächst versucht wurde, eine freiwillige Anerkennung der 
Vaterschaft zu erreichen, bzw. die Anschrift des zu ver­
klagenden Mannes ermittelt werden mußte. Hinzu kann 
auch eine längere Verfahrensdauer kommen, so z. B. wenn 
umfangreichere Beweisaufnahmen (einschließlich natur­
wissenschaftlicher Gutachten) erforderlich sind.

Es ist in der gerichtlichen Praxis also durchaus nicht 
selten, daß zur Zeit der Entscheidung bereits Unterhalts­
rückstände für einen längeren Zeitraum, mitunter für 
mehrere Jahre, auf gelaufen sind. Das trifft zumeist auch 
für die Fälle zu, in denen innerhalb des Verfahrens gemäß 
§ 16 ZPO eine einstweilige Anordnung über den Unterhalt 
erlassen wurde, weil durch sie nur der laufende Unterhalt 
ab Antrag oder Erlaß der Anordung, nicht aber der rück­
ständige Unterhalt ab Geburt zugesprochen werden kann. 
Außerdem ist es durch eine vor Feststellung der Vaterschaft 
erlassene einstweilige Anordnung nur selten möglich, 
laufenden Unterhalt in voller Höhe des Betrags zuzuer­
kennen, der dem Kind für den Fall der rechtskräftigen 
Feststellung der Vaterschaft zustehen würde. Deshalb 
erhöht sich zumeist der Gesamtbetrag der ab Geburt auf­
laufenden Rückstände auch während des Zeitraums weiter, 
in dem entsprechend der einstweiligen Anordnung Unter­
halt geleistet wird.

Seit Inkrafttreten der ZPO vom 19. Juni 1975 hat sich 
durch die Bestimmungen der §§ 16 bis 18 die Rechtslage 
in bezug auf einstweilige Anordnungen über laufenden 
Unterhalt während eines Vaterschaftsfeststellungsverfah­
rens gegenüber der früheren Rechtslage geändert, die den 
Ausführungen zur Höhe des Unterhalts in der 4. Auflage 
des FGB-Kommentars (Anm. 6 zu § 56 [S. 246]) zugrunde 
lag.

Im Unterschied zum früheren § 9 FVerfO muß es nach 
§ 16 ZPO „dringend erforderlich“ sein, den Unterhalt für 
die Dauer des Verfahrens zu regeln. Diese (gegenüber § 9 
FVerfO zusätzliche) Voraussetzung geht davon aus, daß 
erst zu einem wesentlich späteren Zeitpunkt endgültig 
über die Berechtigung des geltend gemachten Unterhalts 
entschieden wird. Sie berücksichtigt, daß die Möglichkeiten 
des Gerichts zur Feststellung des für die Entscheidung 
erheblichen Sachverhalts und die des Verklagten zur 
Wahrung seiner Rechte im Verfahren nach §§A6 ff- ZPO 
geringer sind als bei der späteren EntscheidungPüber die 
Klage. Für den Fall, daß das Verfahren mit einer Abwei­
sung der Klage endet, bringt die Realisierung der einst­
weiligen Anordnung u. U. ungerechtfertigte Nachteile für 
den Verklagten mit sich. Deshalb orientiert das Erfordernis 
der Dringlichkeit das Gericht darauf, bei der Festlegung 
der Höhe des w ä h r e n d  des Vaterschaftsfeststellungs­

verfahrens zu zahlenden Unterhalts sowohl die berechtig­
ten Interessen des Kindes als auch die des Verklagten2 in 
Betracht zu ziehen.

Das Entstehen größerer Unterhaltsrückstände bis zur 
Feststellung der Vaterschaft führt dazu, daß — unabhängig 
davon, wie der Unterhaltsantrag vom Kläger oder der 
Urteilsspruch vom Gericht formuliert worden ist — die 
Unterhaltsentscheidung in diesen Verfahren zwei verschie­
dene Bestandteile enthält, für deren Vollstreckung und 
Verjährung zum Teil unterschiedliche Bestimmungen gel­
ten. Das wird in der Praxis nicht immer beachtet.

Der eine Bestandteil der Entscheidung ist die aus 
§ 10 Abs. 2 Satz 1 ZPO hergeleitete Verurteilung zur Lei­
stung des n a c h  der Entscheidung fällig werdenden 
laufenden Unterhalts. Für die Bestimmung seiner Höhe 
sind die Einkommensverhältnisse maßgebend, die zur Zeit 
der Entscheidung bestehen. Bei der Vollstreckung des 
Unterhaltsbetrags durch Pfändung des Arbeitseinkommens 
findet § 101 Abs. 1 ZPO Anwendung, d. h. die monatlichen 
Beträge werden ohne Berücksichtigung des pfändbaren 
Betrags vom Arbeitseinkommen einbehalten und an den 
Unterhaltsberechtigten ausgezahlt. Da es sich um regel­
mäßig wiederkehrende Leistungen handelt, beträgt ihre 
Vollstreckungsverjährungsfrist gemäß § HO FGB i. V. m. 
§ 480 Abs. 1 Satz 2 ZGB 4 Jahre.3 Sie beginnt für jeden 
einzelnen Betrag am 1. des Monats, der auf seine Fälligkeit 
folgt (§ 480 Abs. 2 Satz 2 ZGB).

Der andere Bestandteil der Unterhaltsentscheidung ist 
der Gesamtbetrag der bis zur Entscheidung aufgelaufenen 
fälligen Unterhaltsrückstände. Für ihre Höhe ist nicht die 
zur Zeit der Entscheidung bestehende Leistungsfähigkeit 
des Verklagten maßgebend. Sie bestimmt sich vielmehr 
nach der zur Zeit der jeweiligen Fälligkeit der Beträge 
bestehenden Leistungsfähigkeit und kann deshalb für die 
verschiedenen Zeiträume der Vergangenheit unterschied­
lich sein.

Bei diesen Rückständen handelt es sich um „sonstige 
Ansprüche“ i. S. des § 102 ZPO. Daraus folgt, daß bei ihrer 
Vollstreckung durch Pfändung des Arbeitseinkommens die 
Höhe des pfändbaren Betrags von Bedeutung ist. Ist dieser 
gering oder gibt es bei mehrfacher Pfändung gemäß § 105 
Abs. 1 Ziff. 1 bis 3 und Abs. 2 ZPO vorrangige Pfändungen, 
so können sich daraus nachteilige Konsequenzen für die 
Realisierung des rückständigen Unterhalts innerhalb einer 
angemessenen Zeit ergeben. .Deswegen ist es unerläßlich, 
bei der Entscheidung über den rückständigen Unterhalt zu 
prüfen, inwieweit gemäß § 79 ZPO Ratenzahlungen zu 
bestimmen sind, mit denen sowohl die Rechte des Gläubi­
gers gewahrt als auch ungerechtfertigte Nachteile für den 
Schuldner vermieden werden. Nach § 101 Abs. 2 ZPO kön­
nen diese monatlichen Raten dann ebenso wie der laufende 
Unterhalt voll vom Arbeitseinkommen einbehalten und 
abgeführt werden.

Aus diesen Gründen empfiehlt es sich, die Unterhalts­
entscheidung im Urteilsspruch in eine Verurteilung zur 
Zahlung des nach der Entscheidung fällig werdenden lau­
fenden Unterhalts und in eine Verurteilung zur Zahlung 
des rückständigen Unterhalts einschließlich der Festlegung 
der Art und Weise seinör Erfüllung aufzuteilen.

Bei der Verurteilung zur Zahlung des auf gelaufenen 
Unterhaltsrückstands handelt es sich um einen „gericht­
lich festgestellten Anspruch“ i. S. des § 480 Abs. 1 Satz 1 
ZGB, so daß seine Vollstreckungsverjährungsfrist 10 Jahre 
beträgt und mit dem Tag der Rechtskraft der Entschei­
dung beginnt (§480 Abs. 2 Satz 1 ZGB).4
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